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keine katholischen theologischen Fakultäten, weder ın staatlıcher och in kırchlicher
Trägerschaft. Der Vert. des betreffenden Beıtrags, Geoffrey Turner, begrüßßst diese Sıtua-
t10nN; sS1ie habe nämlıch den Vorteıl, da{fß die Bischöte keinen Eintflufß darauf haben, WCI tak-
tisch Uniıiversıiıtäten (ın nıcht-kontessionellen theologischen Fakultäten Theologie
terrichtet. Dıie bestehenden katholischen theologischen Einrichtungen (UE dreı
„Universıty Colleges“, vornehmlıich für die Lehrerausbildung tür katholische Schulen,
SOWIl1e ıne Reihe VO Priesterseminaren) haben keinen Fakultätsrang; den ersten kano-
nıschen Grad, das Bakkalaureat 88] Theologie, können einıge dieser Institutionen aut-
grund VO Assozuerungen mıiıt Fakultäten außerhalb Großbritanniens verleihen. In
Polen (Remi1gQ14usz Sobanskı) 1St seIiIt der Wende eine Reıihe theologischer Fakultäten

staatlıchen Unıiversitäten gegründet der 1n diese aufgenommen worden. Nach
Deutschland, weltweıt die meısten Katholisch-Theologischen Fakultäten at-
lıchen Uniı1iversıiıtäten 21bt, steht Polen damıt 7zweıter Stelle. Di1e bedeutendste dieser Fa-
kultäten gehört ZUur Kardınal-Stefan-Wyszynskıi-Universität 1n Warschau (zu der aufßer-
dem noch iıne auswärtıige theologische Fakultät 1n Radom gehört); hinzu kommen 1ın
sechs anderen Stäiädten weıtere theologische Fakultäten staatlıchen Uniiversıitäten. Dıie
Gebäude für viele dieser Fakultäten werden allerdings VO der Kırche gestellt, dıe uch
die nötıgen Investitionskosten tragt. W as dıe Rechte der Kırche 1m Hınblick auf das W1S-
senschattliıche Personal angeht, esteht ıne ahnliche Sıtuation w1e 1ın Deutschland. In der
Trägerschaft der katholischen Kırche befinden sıch vier weıtere theologische Fakultäten,
VO  e denen einıge jedoch (mıt Ausnahme der Baukosten) VO Staat finanziert werden.
Insgesamt spricht Sobanskı, W as die Theologie in Polen angeht, VO eiıner „Zeıt der Up-
pigkeıit“. In Ungarn äßt das staatlıche Recht theologische Fakultäten 1n staatlıcher Irä-
gerschaft nıcht IDITG Einriıchtungen 1n kirchlicher Trägerschaft erhalten eıne War
„nıcht großzügıge, aber solide finanzielle Unterstützung seıtens des Staates. Dafß
theologische Einrichtungen 11UT ın kirchlicher Trägerschaft o1bt, wırd VO Baldazs
Schanda begrüfit, weıl adurch die Freıiheıit der Kırche besser gewährleistet se1l eıt 1999
o1bt in Budapest eiıne katholische Unversıtät. Hınzu kommen gut ehn katholische
Hochschulen, die nach dem GTE die Rechtsstellung VO Priesterseminaren haben,
gleich ber uch der Ausbildung VO Katecheten dienen. Eın Problem sıeht Schanda 1ın
der oroßen Zahl VO teiılweıse leinen Institutionen. In Tschechien (Jırı Rajmund
Tretera und 4b07 Horäk) oibt rel katholische theologische Fakultäten aAll staatlıchen
Uniıiversitäten (ın Prag, Olmütz un Budweıs). Hınzu kommen einıge kırchliche (auch
theologisch ausgerichtete) Instiıtutionen, die Ian ;ohl mıiıt Fachhochschulen vergleichen
könnte. In Griechenland Spyros Tro:anos) g1ibt theologische Fakultäten u tür
die Griechisch-Orthodoxe Kırche. Der wird eingeleıtet durch Beiträge VO Walter
Lesch und Adrıan Loretan, die die Sıtuation der katholische Theologie europäischen
Universitäten 1n allgemeiner Weıse darstellen; nde steht eın (vom Thema eigentlich
nıcht in diesen Band passender) Beıtrag VO Andrea Belliger über eLearnıng.

Insgesamt kann der leider hne die nötıge redaktionelle Sorgfalt hergestellte Bd
einen Eindruck VO der Vieltalt der rechtlichen Sıtuationen 1n verschiedenen europäl-
schen Ländern vermutteln. Die Auswahl der dargestellten Länder scheint zutällig,

da: der Leser keinen umtassenden UÜberblick über die Sıtuation ın Euro erhält.
ber uch den behandelten Ländern wird eine Vergleichbarkeıt da urch CI -

schwert, da:; die jeweiligen utoren bei der Darstellung der Sıtuation ın iıhrem Land
sehr unterschiedliche Schwerpunkte setizen. Aufftfällig ISt, da{fß viele der utoren die
rechtliche Sıtuation gerade 1n iıhrem eigenen Land als besonders gelungen beurteıilen.
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RHODE, ULRICH, Mitwirkungsrechte hbirchlicher Autorıtäten ım Codex UYTLS "ANONACL.
Teıil Rechtsfolgen und Verfahrensfragen (Münchener theologische Studıien. Kano-
nıstische Abteilung; 56) St. Ottilıen: EOS 2004 e ISBN 3-8306-7190-3
Die vorliegende Arbeıt, die 1m 565 2003 VO der Katholisch-Theologischen Fakultät

der Ludwıg-Maximilians-Universität München als Habilitationsschriftt 1m Fach Kır-
chenrecht ANSCNOMM! wurde, befafßt siıch mıiıt einer estimmten Art VOoO Vorschritten
innerhalb des kanonischen Verwaltungsrechts. Der Ausdruck „Mitwirkungsrechte
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kırchlicher Autorıitäten auf Rechtsnormen Bezug, dıe tür estimmte Handlun-
CIl C11L1C Erlaubnis, 1NEC Approbatıon der C11NC andere Üıhnliche Weıise der Beteiligung

kırchlichen Autorität verlangen Wıe die Rechtsfigur des Mıtwirkungsrechts näher
ertassen 1ST Rhode aufgrund VOTAUSSCHANSCIHLCI Publikation als -

klärt VOTaus Vgl a734 Re7z dieser Zeitschrift F (2002) 626629
Die vorliegende Untersuchung geht demgegenüber der Frage nach welche einzelnen

Vertahrensschritte be1 der Ausübung VOIl Mitwirkungsrechten auftreten bzw autftreten
können un: welche Rechtsfolgen die Ausübung VO Mitwirkungsrechten MIL sıch
bringt Zu beıden Fragestellungen inden sıch der bisherigen kanonistischen | ıteratur
1Ur CINISC überblickartıge Darstellungen; nähere Untersuchungen tehlen bislang

wendet sıch zunächst der Frage nach den Rechtstolgen der Mıtwıirkung ($$ bıs
Dıe Darstellung der Rechtstolgen der Mıtwirkung wırd rC 1176 Reihe methodo-

logischer und terminologischer Vorüberlegungen vorbereıtet $ 38) Der ert
klärt da{ß be1 den Rechtsfolgen der Miıtwirkung manz überwiegend Folgen für die
mıtwırkungsbedürftige Handlung gehe Dı1e Frage nach den Rechtsfolgen betreffe daher
den eigentlıchen Kern der Mıtwirkungsvorschriften, den Zusammenhang zwıschen IN1L-

wirkungsbedürtftiger Handlung und Mitwirkung Di1e kanonistische Lıteratur habe die-
SCI1 Zusammenhang bıslang verschiedenen Rücksichten betrachtet und dabe1 häu-
fg C111C Terminologie verwendet die anderen Bereichen des kanonischen der
staatlichen Rechts entwickelt worden SC1 un! die Ial auf den Bereich der Mitwirkungs-
rechte übertragen versucht habe Im einzelnen Orıentiert sıch die Darstellung der
Rechtstolgen der Miıtwiırkung den verschıedenen Arten VO Mitwirkungsvorschriften
($ 39—136) Dabe!] wırd C1NEC Unterscheidung zwıschen acht Arten VO Mitwirkungs-
vorschriften zugrunde gelegt die sıch ergibt WCI111 als Unterscheidungskriterien die Ke1-
henfolge VO mitwirkungsbedürttiger Handlung un: Mitwirkung der Grund für
dıe Notwendigkeit der Mıtwırkung angewendet werden. An dıiese acht Arten VO Vor-
schritten wiırd C111 1111 wesentlichen gleichbleibendes Frageraster angelegt: Nach C111
UÜberblick über den jeweılıgen Bestand Vorschritten wiırd zunächst die Rechtsnatur
der Miıtwiırkung ı ıhrem Verhältnis ZUFr mıtwirkungsbedürftigen Handlung untersucht.
Anschliefßend wiırd die Struktur der jeweıligen Art VO Mitwirkungsvorschrift beschrie-
ben, und 6S wiırd untersucht welche der verschıiedenen Arten VO Rechtssätzen für die
Staturerung der jeweiligen Art VO Mitwirkungsvorschrift Verwendung inden können

Neben den kanonischen Rechtsfolgen kann die Ausübung VO Mitwirkungsrechten
uch Rechtstolgen staatlıchen Bereich nach sıch zıehen ($ 4; 137-177). Dabeı1 geht CS
nıcht 188881 C11I1C Frage des kanonischen Rechts, sondern des Staatskırchenrechts. stellt
zunächst CIN1SC allgemeıne Überlegungen A} welche Miıtwıirkungsvorschriften tür C111
Hıneinwirken ı den staatlıchen Rechtsbereich überhaupt ı Frage kommen und W1C 673
solches Hıneinwirken näherhıin begründet SC1M kann

Die Behandlung VO Verfahrensfragen ($$ bıs 12} beginnt IN1L Zuordnung der
verschıedenen Formen VO Mitwirkung Z der CCS verwendeten TIypologie des Ver-
waltungshandelns S 179-208) Erst aut der Grundlage solchen Zuordnung afßt
sıch spater angeben, welche Vertahrensvorschriften für die verschiedenen Formen VO

Mitwirkung bestehen. Beı1 der Mitwirkung INIL Entscheidun scharakter wırd danach
unterschieden, ob SIC durch Verwaltungsakt, durch C1NC Verwa tungsentscheidung hne
Leitungsgewalt der durch verwaltungsinternen Akt erfolgt Innerhalb der Miıtwirkung
durch Verwaltungsakt wırd welter zwıschen Dekreten und Erlaubnissen Sınne VO

unterschieden
Idie Darstellung der einzelnen Schritte des Mitwiırkungsverfahrens onzentriert sıch

VOL allem auf dıe Mitwirkung durch Verwaltungsakt $ 6 209-279) Das 1ST ANSCIHNCSSCIL,
weıl sıch die eisten (innerhalb und außerhalb des CC erlassenen) Vertahrensvor-
schritten für Mitwirkungsrechte aut diese Form der Mitwirkung beziehen Das oilt
wohl tür Vertahrensvorschriftften allgemeiner Art als uch für Vertahrensvorschriften
über einzelne Mitwirkungsrechte. Die wesentlichen Schritte des Mitwirkungsverfahrens
sınd die Beantragung der Mitwirkung, die UÜberprüfung des Sachverhalts und die Ent-
scheidung des Mitwirkungsberechtigten.

Dıi1e Darstellung des Vertahrens beı den übrigen Formen VO Mıtwirkung, be1 denen
Sn nıcht C116 Mitwirkung durch Verwaltungsakt geht ($ 281—-305) beginnt MI1tL

5172



PRAKTISCHE THEOLOGIE

Verwaltungsentscheidungen hne Leitungsgewalt und verwaltungsinternen Akten.
Diese beiden rten VO Verwaltungsentscheidungen inden 1n der kanonistischen Lıite-

1m allgemeınen 1L1UT wen12 Aufmerksamkeit. Nıcht selten wırd eintach davon 4a4US-

CHANSCIL, da{ß uch daraut die allgemeinen Normen des ( At: über Verwaltungsakte (cc
35—93; vgl uch LA {f.) Anwendung inden Der ert. vertritt demgegenüber dıe
Ansıcht, da{ß eıner grundsätzlichen analogen Anwendung kein Anlafß bestehe.

Eın eigener Abschnitt wendet sıch den Kriterien für die Gewährung der Ablehnung
der Mitwirkung F ($ 8) 307—345). Solche Kriıterien können für alle Arten der Mitwirkung
MI1t Entscheidungscharakter bestehen. Je NaC.  em, ob der Gesetzgeber Kriterien für dıe
Gewährung der Miıtwirkung, für ihre Ablehnung der für beıdes zugleich vorgeschrıeben
hat, lassen sıch 1er Arten der gesetzlıchen Normierung unterscheiden. Am austührlich-
sten betafßt sıch die Untersuchung mıt jenen Mıtwirkungsrechten, be1 denen die Entschei-
dung des Mıtwıirkungsberechtigten 1ın beiden Richtungen normıiert 1St. Be1 solchen An-
gelegenheiten hat lediglich überprüfen, ob eın bestimmter Sachverhalt gegeben 1st
der nıcht, und dementsprechend seıne Mıtwirkung vgewähren der abzulehnen.

In den $ bıs 12 geht U1 Verfahrensfragen, die sıch nıcht regelmäfßig stellen, SOIl-
ern die LLUT besonderen Umständen auftreten. Darauf soll jetzt hıer nıcht einge-
SaNnSCcHh werden. Da bestimmte mıtwirkungsbedürtftige Angelegenheıten verschie-
denen Rücksichten zahlreiche rechtliche Besonderheıiten aufweisen, hat sıch der Vert
entschieden, die Mıtwirkungsbedürttigkeit dieser Angelegenheıiten 1n eiınem eıgenen
Abschniıtt zusammenftassen! darzustellen $ 13 391—431). Dieser Abschnitt tafßt Iso 1im
wesentlichen U ZUSaAMMEN, W as bereıts er verschıiedene Teıle der Arbeıt verstreut)

anderen Stellen gESARL wurde. Im einzelnen geht dabe] die mıtwıiırkungsbedürf-
tige Gesetzgebung, die Genehmigung VO  3 Statuten, Mitwirkungsrechte 1m Faı-
sammenhang miıt Büchern, um die Bestätigung VO  - Wahlen un! den annahmebe-
dürftigen Verzicht.

Di1e Überlegungen „de lege ferenda“ $ 1 „ 433—452) betassen sıch VOT allem mıt der
Frage einer SOgeNANNTLEN „Generalnorm“ für Miıtwirkungsrechte kırchlicher Autorıitä-
ten Verschiedentlich WAar 1n der kanonistischen Liıteratur worden, Üıhnliıch der
allgemeinen Bestimmung ber Beispruchsrechte untergeordneter Personen der (zre-
mıen (vgl 127) uch eine allgemeine Bestimmung für Mitwirkungsrechte kırchlicher
Autorıitäten einzutühren. Im allgemeinen Wll'd dabe1 all eiıne Vorschrıiutt gedacht, die die
Mıtwirkungsrechte tür gültigkeıitsrelevant erklärt. macht eutlıch, da{fß eine solche
Norm sowohl Vor- als uch Nachteıiıle mıt siıch bringt, un! gelangt bei deren Abwägung
P dem Ergebnis, da{iß die Einführung eıner gültigkeitsrelevanten Generalnorm nıcht
sınnvoll sel1. Eıne Zusammenfassung schließt die Arbeit ab ($ E: 453—460). Es folgenoch das Personenverzeichnis und das Verzeichnis der bezogenen Canones
(468—484). Ich habe die vorlıegende Arbeit mıt höchstem Interesse gelesen. Dıiese Unter-
suchung über Rechtstolgen und Verfahrensfragen der kanonischen Miıtwirkungsrechte
hat alle Aussicht, einem Standardwerk der Kanonisti werden. SEBOTT

SCHWARZ, STEPHAN, Strukturen D“O:  x Öffentlichkeit ım Handeln der hatholischen Kiırche.
PINE begriffliche, rechtshistorische und hirchenrechtliche Untersuchung (Kırchen- und
Staatskirchenrecht; 3 Paderborn u al Schöningh 27004 376 B ISBN 1-506-71 E}
Di1e vorliegende Dissertation wurde im OmmMersemester 2003 VOoO  - der Theologischen

Fakultät der Johannes-Gutenberg-Universıität ın Maınz ANSCHOMMA un! VO Illona
Rıedel-Spangenberger tachlich begleitet. Der Vert. wıdmet sıch nach eiıner kurzen Eın-
leitung (19—28) 1in einem ersten Kap der Begritfsgeschichte und der Definition des Be-
oriffs „Offentlichkeit“ 1n verschiedenen wissenschaftlichen Kontexten. Der Begriff wiırd
aus philosophischer und soziologischer Sıcht (29—47) un: 1m publızıstischen und kom-
munıkationstheoretischen Ontext (48—56) beleuchtet. Eıne Analyse des Begriffsteldes
1ın der Pädagogik der Rechtswissenschaft un! der Theologie (62—84) rundet die-
SCS Kap

Inhaltlich hebt der ert. hervor, daß der heutige, Aaus der Aufklärungszeit stammende
Offentlichkeitsbegriff den politisch-sozialen Aspekt der Allgemeinheıt (1im C115O
ZUr prıvaten Sphäre) 1n Gesellschaft und Staat verbindet mıt dem Aspekt der f{enheit
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